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Edith Gindulis (Bremen)
Die Abtreibungsregime der OECD-Länder
und ihre Bestimmungsfaktoren im Vergleich
Der Abbruch einer Schwangerschaft gehört weltweit zu den leidenschaftlich diskutierten Themen
der Gegenwart. Verfechter moralischer, politischer und juristischer Argumente stoßen in den Kontro-
versen aufeinander und prägen je nach ihrem Einflussbereich die Regulierung der Schwangerschafts-
unterbrechung in den Staaten mit. Die unterschiedliche Gewichtung der einzelnen Argumente in den
jeweiligen Ländern hat eine international differierende Rechtsvielfalt zufolge: Sie reicht vom gene-
rellen Verbot über das Modell einer stark eingeschränkten bis hin zu einer völlig liberalen Regelung.
Die forschungsleitenden Fragestellungen der vorliegenden Arbeit fokussieren auf die Bestimmungs-
faktoren der staatlichen Gesetzgebung zum Schwangerschaftsabbruch in 22 OECD-Demokratien.
Dabei greift die Untersuchung auf die Theorieschulen der international vergleichenden Staatstätigkeits-
forschung zurück. Der OECD-Vergleich enthüllt, dass in ganz besonderem Maße politische Parteien
die Ausgestaltung des nationalen Abtreibungsrechts determinieren. In einzelnen Ländern beeinflus-
sen ferner Institutionen die politische Regulierung der Schwangerschaftsunterbrechung.
1. Einleitung1
Der Abbruch einer Schwangerschaft steht
weltweit im Zentrum gesellschaftspolitischer
Auseinandersetzungen: für die einen eine For-
derung nach Entscheidungsfreiheit und Selbst-
bestimmung, für die anderen ein Zeichen von
Immoralität und Destruktion. Kaum ein ande-
res Rechtsgebiet hat in den vergangenen Jahr-
zehnten international eine größere Reformwelle
erlebt als die Regulierung der Abtreibung. In
den meisten Reformländern wurde eine rechts-
politische Kehrtwendung vollzogen. Die Ge-
setzgeber begnügten sich nicht mit Detail-
korrekturen, sondern stellten das Recht auf eine
völlig neue Grundlage. Bemerkenswert ist je-
doch nicht allein der Reformeifer, sondern auch
die verschiedenen rechtspolitischen Wege, wel-
che dabei beschritten wurden. Das gegenwärti-
ge Spektrum der in den einzelnen Staaten gel-
tenden Modelle reicht vom generellen Verbot
(z. B. Irland) über stark eingeschränkte Zu-
lässigkeit (z. B. Australien) bis hin zu einer völ-
lig offenen Regelung (z. B. Schweden).
Die Entwicklung zur Liberalisierung der po-
litischen Regulierung der Schwangerschaftsun-
terbrechung verlief in 22 OECD-Industrie-
ländern zeitlich gestaffelt. Die Reform der
Rechtsordnung setzte zunächst in Großbritan-
nien (ohne Nordirland) (Abortion Act von 1968)
ein, um alsbald auf die skandinavischen sowie
englischsprachigen und schließlich auf die mit-
teleuropäischen Länder überzugreifen. Zu Be-
ginn der 70er Jahre modifizierten Dänemark,
Finnland und Schweden ihr Abbruchsrecht. Eine
Liberalisierung der Gesetzgebungen erfolgte
ebenfalls in den Einzelstaaten bzw. Provinzen
von Australien, Kanada und der USA. Voraus-
gegangen waren bedeutsame Gerichtsurteile,
welche als Impulsgeber fungierten. In den fol-
genden Jahren reformierten auch Österreich,
Frankreich, Norwegen, die Bundesrepublik
Deutschland, Neuseeland, Italien und Luxem-
burg ihre Strafvorschriften. In den 80er Jahren
erfasste die Reformwelle zuerst die Niederlan-
de, anschließend Portugal, Spanien und Grie-
chenland. Die Schlusslichter stellen Belgien und
Japan dar. Die über hundertjährige belgische
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Rechtsordnung wurde nach langen und kontro-
versen Diskussionen erst 1990 umgestaltet. In
Japan erfuhr der Abtreibungsparagraph, welcher
bereits 1948 im Zuge bevölkerungspolitischer
Maßnahmen erlassen worden war, Ende der 90er
Jahre eine einschneidende Novellierung (vgl.
Becker 1972; Eser/Koch 1988, 1989, 1999; Pro
Familia 1993; Europäisches Parlament 1994;
European Network 1996).
Hinter den Gesetzgebungen der OECD-Län-
der verbirgt sich in der Regel ein umfangrei-
ches Motivbündel, das durch verschiedene
Detailbestimmungen umgesetzt wird. Im Vor-
dergrund steht dabei der Konflikt um den Grad
der Schutzwürdigkeit des werdenden Lebens
und der Anerkennung der Interessen von Frau-
en (wie Recht auf Gesundheit und Leben, Recht
auf freie Entfaltung der Persönlichkeit, Recht
auf Privatsphäre) (Eser/Koch 1999, V). Je nach
Gewichtung dieser Rechtsgüter wird er durch
entsprechende Verbots- und Erlaubnisnormen
hinsichtlich der Durchführung von Schwanger-
schaftsabbrüchen austariert. Eine Bestimmung
kann den Schutz des Ungeborenen in den Vor-
dergrund stellen oder aber der Entscheidungs-
freiheit der Frau über eine Schwangerschaft den
Vorrang einräumen (Koch 1985, 1045). In der
Praxis münden die unterschiedlichen Überle-
gungen in folgende drei Grundformen der Ge-
setzgebung:
a) Indikationslösung (Modell stark bis mäßig
eingeschränkter Zulässigkeit), welche die
Rechtswidrigkeit einer Schwangerschaftsun-
terbrechung ausschließt, wenn die im Gesetz
detailliert ausgestalteten Bedingungen2  erfüllt
sind und der Eingriff innerhalb einer bestimm-
ten Schwangerschaftsdauer erfolgt. Die
rechtsverbindliche Feststellung ist dem Arzt
(bzw. der beratenden Person) überlassen. Das
Indikationsmodell findet sich in Australien3 ,
Finnland, Großbritannien (ohne Nordirland),
Italien, Japan, Kanada4 , Luxemburg, Neusee-
land, Portugal, der Schweiz, Spanien und 
mit außergewöhnlich restriktiver Straf-
bestimmung  in Irland (Becker 1972; Eser/
Koch 1988, 1989, 1999; Pro Familia 1993;
Europäisches Parlament 1994; European
Network 1996; Moors 1997).
b) Fristenlösung (Modell weiter rechtlicher
Zulässigkeit). Hier besteht eine Straflosigkeit,
wenn der Eingriff binnen einer bestimmten
Frist der Schwangerschaftsdauer erfolgt. Die
Frau ist grundsätzlich berechtigt, selbst über
den Abbruch einer Schwangerschaft zu ent-
scheiden. Länder, in denen das Fristenmodell
zur Anwendung kommt, sind Dänemark,
Griechenland, Norwegen, Österreich, Schwe-
den und die USA5  (Becker 1972; Eser/Koch
1988, 1989, 1999; Pro Familia 1993; Euro-
päisches Parlament 1994; European Network
1996; Moors 1997).
c) Drittens gibt es eine Mischform (Modell wei-
ter rechtlicher Zulässigkeit, bei gleichzeitiger
expliziter Bewertung des Eingriffs als grund-
sätzlich zu vermeidenden Ausnahmefall), bei
der es für die Zulässigkeit einer Schwanger-
schaftsunterbrechung substanziell auf das
Vorliegen einer Notlage bzw. Notsituation
ankommt. Im Gesetz wird jedoch nicht ver-
sucht, die in Betracht kommenden Fälle
genauer zu umschreiben. Die rechtsverbind-
liche Einschätzung ist der Frau oder einer
gemeinsamen Entscheidungsfindung von
Patientin und Arzt (bzw. beratender Person)
überlassen. Staaten, in denen eine Mischform-
regelung gilt, sind Belgien, die Bundes-
republik Deutschland, Frankreich und die
Niederlande (Eser/Koch 1988, 1989, 1999;
Pro Familia 1993; Europäisches Parlament
1994; European Network 1996).
Mit welchen Bestimmungsfaktoren lassen
sich diese divergierenden politischen Regulie-
rungen der Schwangerschaftsunterbrechung in-
ternational vergleichend erklären? Welche Ein-
flussgrößen determinieren die Gestaltung des
Abtreibungsgesetzes in den OECD-Demokra-
tien?
Im Folgenden werden zunächst die theoreti-
schen Erklärungsansätze entwickelt (2). Der
anschließende Abschnitt skizziert das methodi-
sche Vorgehen der vergleichenden empirischen
Analyse über die Bestimmungsfaktoren der
Gesetzgebung zum Schwangerschaftsabbruch
in 22 OECD-Ländern (3). Im darauffolgenden
Absatz werden die signifikanten statistischen
Zusammenhänge zwischen dem Abbruchsrecht
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und den einzelnen erklärenden Einflussgrößen
dargestellt (4). Ein Resümee der zentralen Er-
gebnisse bildet den Schluss dieses Aufsatzes (5).
2. Theorien
Der analytisch-erklärenden Untersuchung
liegt die Überlegung zugrunde, dass die Ursa-
chen für das international unterschiedliche Ab-
bruchsrecht in ganz besonderem Maße auf po-
litische Parteien und Institutionen, sozio-
ökonomische sowie kulturell-religiöse Bedin-
gungen und auf die Teilhabe von Frauen an po-
litischen Entscheidungsprozessen zurückzufüh-
ren sind. Folglich greift diese Studie auf die
Theorieschulen der international vergleichenden
Staatstätigkeitsforschung zurück (vgl. Schmidt
1993c). Darüber hinaus gilt es, soziokulturelle
Einflussgrößen sowie die feministische
Differenzlehre zu berücksichtigen.
Die Theorie der sozioökonomischen Determi-
nation von Staatstätigkeit betont die Bedeutung
der Ökonomie für die Ausformung materieller
Politik (Lessenich 2000, 43). Dem ältesten An-
satz der international vergleichenden Policy-
Forschung zufolge wird die Staatstätigkeit
insbesondere durch strukturelle gesellschaftli-
che sowie wirtschaftliche Entwicklungen und
den daraus entstehenden Problemlagen im Ge-
meinwesen geprägt (Wagner 1911). Der sozio-
ökonomische Funktionalismus versteht die
Regierungspolitik als das Ergebnis der kapita-
listischen Umwälzung bzw. gesellschaftlichen
Modernisierung. Unter weitgehender Vernach-
lässigung von politischen Willensbildungs- so-
wie Entscheidungsprozessen, Akteuren und In-
stitutionen werden Variationen von Regierungs-
politik vor allem auf sozioökonomische Niveau-
differenzen zurückgeführt (Obinger 1998, 25).
Gibt es nun einen Zusammenhang zwischen der
staatlichen Regelung zum Schwangerschaftsab-
bruch und dem wirtschaftlichen Entwicklungs-
niveau bzw. gesellschaftlichen Moderni-
sierungsstand eines Landes? Beeinflusst die von
ökonomischen Umwälzungen beschleunigte
Modernität gesellschaftliche Grundhaltungen
und Wertvorstellungen bzw. findet der
modernisierungsbedingte Säkularisierungs- wie
Rationalisierungsprozess Niederschlag in der
Gestaltung des nationalen Abtreibungsgesetzes?
Im Folgenden ist zu untersuchen, ob reiche
Industrienationen ihre Rechtsvorschrift libera-
ler gestalten als Länder mit einem geringen wirt-
schaftlichen Entwicklungsstand bzw. gesell-
schaftlichen Modernisierungsniveau. Schlüssel-
größen hierfür sind das Bruttoinlandsprodukt
pro Kopf sowie der Beschäftigungsanteil im
Primär-, Industrie- und Dienstleistungssektor
eines Landes, zumal der Prozess wirtschaftli-
cher Modernität in der Regel mit abnehmender
Erwerbstätigkeit im Agrarbereich sowie in der
Industrie und wachsendem Beschäftigungs-
volumen im privaten wie öffentlichen
Dienstleistungssektor einher geht (Schmidt
1993b, 278).
Lässt sich ferner zwischen dem Abbruchs-
recht und der Religionszugehörigkeit der Be-
völkerung einer Demokratie ein Zusammenhang
attestieren? Es gilt zu überprüfen, ob die
Konfessionsstruktur eines Landes die gesetzli-
che Beurteilung der Abtreibung determiniert. So
setzt sich insbesondere die katholische Kirche
massiv für den Schutz des Ungeborenen ein, da
ihrer Vorstellung nach mit der Empfängnis ein
beseeltes menschliches Leben entstanden ist,
welches es ausnahmslos zu schützen gilt. Beide
christlichen Religionen haben zumindest in ih-
ren organisierten Formen infolge der Säkulari-
sierung und Rationalisierung fortschreitend an
Funktion und Geltung verloren. Der gegenwär-
tige kulturell-religiöse Einfluss der Kirchen bzw.
Konfessionen auf die öffentliche Meinung und
ebenso die Staatstätigkeit, insbesondere im Be-
reich der Familienpolitik, sollte jedoch nicht
unterschätzt werden. Wie groß die Einwirkung
von Religion auf die politischen Akteure in Hin-
blick auf die Gestaltung der Gesetzgebung über
den Schwangerschaftsabbruch ist, soll der em-
pirische Nationenvergleich deutlich machen.
Die Parteiendifferenztheorie begreift die
Staatstätigkeit als Produkt politischer Ent-
scheidungsprozesse, insbesondere wird die
parteipolitische Zusammensetzung von Regie-
rungen als entscheidende Einflussgröße für die
Wahl der Politikinstrumente, den Inhalt der
Regierungspraxis und deren Auswirkungen an-
gesehen (Schmidt 1997, 541). Die unterschied-
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lichen Ergebnisse staatlicher Regulierung sind
primär den unterschiedlichen ideologischen Prä-
ferenzen der regierenden Parteien zuzurechnen.
Veränderungen in der parteipolitischen Zusam-
mensetzung von Regierungen führen demnach
zu entsprechenden Veränderungen auf der Ebe-
ne staatlicher Politik. Die Abtreibungsfrage stellt
eine gleichermaßen normativ wie ideologisch
umkämpfte Gesellschaftsthematik dar und pro-
voziert wie kaum ein anderer Politikgegenstand
erbitterte parteipolitische Auseinandersetzun-
gen. Es gilt zu überprüfen, ob liberale Parteien
sowie Linksparteien (sozialdemokratische und
links von ihnen positionierte Parteien), welche
sich programmatisch der Geschlechteregalität
und den Interessen von Frauen verpflichtet füh-
len, andere Politiklösungen favorisieren als
christdemokratische Mitte-Parteien oder konser-
vative Rechtsparteien, die sich durch eine ideo-
logische Nähe zur katholischen Kirche oder eine
konservative Frauen- und Familienpolitik aus-
zeichnen.
Eine andere zu untersuchende Einflussgröße,
welche zur Erklärung von Unterschieden und
Gemeinsamkeiten der Rechtsordnungen dienen
könnte, ist die geschlechtsspezifische Betroffen-
heit. Zu den Kernelementen feministischer
Differenztheorie gehört die Annahme, dass die
Wahrnehmung und Gestaltung der Umwelt ent-
scheidend vom Geschlecht beeinflusst werden
(Ebbecke-Nohlen/Nohlen 1994, 131). Männer
und Frauen besitzen aufgrund der geschlechts-
spezifisch selektiven Erfassung und Deutung der
Wirklichkeit unterschiedliche Vorstellungen
hinsichtlich ihrer selbst, ihrer Handlungen,
Überzeugungen und ihres Lebensraums. Die
gleichen Dinge haben für sie nicht die gleiche
Bedeutung. Das Abbruchsrecht steht in beson-
derer Weise im Zentrum des frauenpolitischen
Interesses, denn es geht dabei um die Selbstbe-
stimmung in der Frage von Mutterschaft und
eigener Lebensgestaltung (Cordes 1996, 50).
Engagieren sich folglich insbesondere Frauen
für ein offenes Gesetz, das die Entscheidungs-
kompetenz über die Unterbrechung einer
Schwangerschaft ihrer alleinigen Verantwortung
überlässt? Eine weitere zentrale Frage dieses
Beitrags beschäftigt sich mit der womens
policy machinery (Sawer 1991, 261): In wel-
chem Ausmaß beeinflusst die politische Reprä-
sentation von Frauen im Parlament sowie in der
Regierung die politische Regulierung der
Schwangerschaftsunterbrechung in den westli-
chen Demokratien?
Die letzte Forschungsfrage befasst sich mit der
verfassungsrechtlich vorgegebenen institutionel-
len Fesselung der zentralstaatlichen Exe-
kutivmacht. Dem politisch-institutionalistischen
Ansatz zufolge wird die staatliche Steuerung
insbesondere durch institutionelle und prozes-
suale Arrangements der Willensbildung sowie
Entscheidungsfindung in der Politik mit geprägt
(Schmidt 1993c, 378). Die intervenierenden po-
litischen Variablen sind Institutionen und Ver-
fahren des politischen Systems, formale oder in-
formelle Regeln sowie Normen, welche das
Wollen, Können und Handeln von individuel-
len oder kollektiven Akteuren, politischen Par-
teien, Regierungen sowie Verwaltungen be-
grenzen (Schmidt 1992, 202). Demnach agie-
ren Regierungsparteien nicht in einem Vakuum,
sondern finden einen von institutionellen Be-
grenzungen vorgegebenen Handlungs- und
Gestaltungsraum vor, der die Durchsetzungs-
chancen ihrer Politikoptionen beeinflussen kann.
In diesem Zusammenhang sind vor allem ver-
fassungsmäßig vorgegebene Vetospieler
(Tsebelis 1995), welche den parteipolitischen
Wirkungskreis von Regierungen hinsichtlich des
Gesetzgebungsverfahrens einengen und be-
grenzen können, von großer Bedeutung. Im
Hinblick auf die Durchsetzung der Rechtsord-
nung zum Schwangerschaftsabbruch kommt der
Verfassungsgerichtsbarkeit eine besondere Rolle
zu. In der Bundesrepublik Deutschland z. B.
wurde 1975 der sozialliberale Gesetzbeschluss
zur Einführung einer Fristenregelung durch das
Bundesverfassungsgericht verhindert.
Eine weitere Vetomacht, die den politischen
Entscheidungsträgern erhebliche Handlungs-
restriktionen auferlegt, ist ein starkes direkt-
demokratisches Element. In Italien beispiels-
weise initiierte die katholische Bewegung für
das Leben 1981 ein Referendum, das die neue
Abtreibungsvorschrift jedoch bestätigte: In der
Volksabstimmung sprachen sich die Stimmbe-
rechtigten mehrheitlich gegen den Antrag auf
Verschärfung der Gesetzgebung aus.
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Gibt es folglich eine Beziehung zwischen den
verfassungsmäßig vorgegebenen institutionel-
len Begrenzungen von Regierungspolitik, wie
eine Verfassungsgerichtsbarkeit oder eine stark
ausgebaute Direktdemokratie, und dem Ab-
bruchsrecht in den OECD-Ländern? Neigen
Mitregenten (Schmidt 1995, 920) dazu, den
Status quo zu bestätigen und damit Reform-
bestrebungen zu bändigen, oder lassen sie eine
progressive Neuregelung der Gesetzgebung
passieren?
3. Methodisches Vorgehen
Im Mittelpunkt dieses Beitrags stehen 22 In-
dustriestaaten, die im Zeitraum von 1960 bis
1998 untersucht werden. In alphabetischer Rei-
henfolge sind dies: Australien, Belgien, Däne-
mark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Groß-
britannien, Irland, Italien, Japan, Kanada, Lu-
xemburg, Neuseeland, die Niederlande, Norwe-
gen, Österreich, Schweden, die Schweiz und
USA. Griechenland, Portugal und Spanien wer-
den erst ab dem Zeitpunkt ihrer Redemo-
kratisierung, demnach ab Mitte der 70er Jahre,
in die Analyse einbezogen.
Die Auswahl der Länder stützt sich auf ein
most-similar-cases-design. Hierdurch soll von
vornherein die verzerrende Wirkung von gro-
ßen Unterschieden in der Politikstruktur und
Wirtschaftskraft begrenzt und kontrolliert wer-
den, um somit die eigentlich interessierenden
Wirkungsketten genauer analysieren zu können.
Die Analyse wird vor allem auf Makro-Ebe-
ne durchgeführt und findet ihren Schwerpunkt
im Querschnittsvergleich, zumal die abhängige
Größe  das Abbruchsrecht  auf den Rechts-
stand des Jahres 1998 beschränkt ist. Bei den
unabhängigen Einflussfaktoren handelt es sich
dagegen um Durchschnittswerte von 1960 bis
1998, da angenommen wird, dass die aktuelle
Regelung sozioökonomische und politisch-in-
stitutionelle Konstellationen der Vergangenheit
widerspiegelt.
Die Studie stützt sich auf eine Zusammen-
schau von Theorieschulen der international
vergleichenden Staatstätigkeitsforschung.
Darüber hinaus gilt es, soziokulturelle Einfluss-
größen sowie die feministische Differenzlehre
zu berücksichtigen. Ausgehend von diesen the-
oretischen Ansätzen über den Einfluss von
sozioökonomischen, kulturell-religiösen,
geschlechtsspezifischen und politisch-institu-
tionellen Variablen auf die Staatstätigkeit wer-
den diese einer vergleichenden empirischen
Überprüfung unterzogen. Getestet werden die
vermuteten Zusammenhänge mittels der multi-
variaten Regressionsanalyse. Zu diesem
Zweck müssen die zu erklärende Größe sowie
die erklärenden Variablen jedoch zunächst
operationalisiert, d. h. messbar gemacht wer-
den.
3.1 Operationalisierung der abhängigen
Variable6
Die drei eingangs dargestellten Grundformen
der politischen Regulierung der Schwanger-
schaftsunterbrechung werden zu Vergleichs-
zwecken hinsichtlich ihrer gleichenden Norm-
elemente, z. B. Art der zugelassenen Indikati-
on, bewertet und in eine Rangfolge gebracht,
welche das Maß des Rechts auf eigenverant-
wortliche Entscheidungsfindung der Frau über
eine Schwangerschaft darlegt. Die detaillierte
Abstufung erfolgt, um die empirische Rechts-
vielfalt deutlicher abzubilden. Für die Einord-
nung der Gesetzgebungen werden das
Regelungsmodell, die Verfahrensregeln und die
wesentlichen Rahmenbedingungen nach ihrer
Art sowie Anzahl ausgewertet und anschließend
über Punktzuweisungen kodiert. Dabei wird von
der Überlegung ausgegangen, dass die Rechts-
ordnung um so restriktiver und die Punktzahl
geringer ist, je einschränkender die Zulässigkeit,
umfangreicher die begleitenden Maßnahmen
und je ungünstiger die Rahmenbedingungen
sind. Umgekehrt gilt: Je weniger gesetzliche
Hindernisse vorhanden und höher die Anzahl
der Punkte ist, desto liberaler ist das Ab-
treibungsgesetz gestaltet. Folglich bestimmt die
Gesamtpunktzahl der einzelnen Länder ihre
Rangfolge im Liberalitätsindex.
Im Hinblick auf die formalen Erfordernisse
für einen zulässigen Schwangerschaftsabbruch
ergeben sich international erhebliche Differen-
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zen. Bei der Auswertung und Kodierung der
Modelle ist es nicht möglich, auf Feinheiten ein-
zugehen, da es für einen Vergleich der Genera-
lisierung bedarf. Im Folgenden sollen deshalb
die international typischen Regelungselemente
aufgezeigt und hinsichtlich ihrer Klassifizierung
beschrieben werden. Dabei handelt es sich ex-
plizit um die formal-rechtliche Komponente ei-
ner Bestimmung und nicht um ihre An-
wendungspraxis. Die Problematik der Imple-
mentation wird, nicht zuletzt da auch große in-
nerstaatliche Unterschiede auftreten und die
Rechtswirklichkeit einer Gesetzgebung zur
Abtreibung international schwer messbar ist, in
der vorliegenden Studie nicht erörtert.
Die international verwandten Regelungs-
modelle, Verfahrensregeln und ihre Punktzu-
weisungen sind:
! Verbotsmodell = 0 Punkte.
! Die Indikationslösung mit enger Indikation7
auf Basis von zwei unabhängigen Gutachten8
bzw. Bescheinigungen = 1 Punkt.
! Die Indikationslösung mit enger Indikation
auf Basis von Gutachten bzw. Bescheinigung
einer gesetzlich berechtigten Fachperson = 2
Punkte.
! Die Indikationslösung mit weiter Indikation9
auf Basis von zwei unabhängigen Gutachten
bzw. Bescheinigungen = 3 Punkte.
! Die Indikationslösung mit weiter Indikation
auf Basis von Gutachten bzw. Bescheinigung
einer gesetzlich berechtigten Fachperson = 4
Punkte.
! Die Fristen- oder Mischformlösung mit
fristengerechter Freistellung auf Basis von
zwei unabhängigen Beratungen = 5 Punkte.
! Die Fristen- oder Mischformlösung mit
fristengerechter Freistellung auf Basis der Be-
ratung durch eine gesetzlich berechtigte Fach-
person = 6 Punkte.
Die wesentlichen Rahmenbedingungen10  bei
einem Schwangerschaftsabbruch sind die Be-
stimmungen hinsichtlich der Kostenübernahme
und die Einhaltung von Karenzzeiten zwischen
der Beratung und dem Eingriff. Sie werden bei
der Klassifizierung punktgleich bewertet, wes-
halb es lediglich drei Varianten gibt:
! Erfolgt keine Kostenübernahme durch die
Institutionen der Krankenversicherung und ist
zwischen der Beratung und dem Eingriff eine
Wartefrist einzuhalten = 0 Punkte.
! Erfolgt eine Kostenübernahme durch die In-
stitutionen der Krankenversicherung und ist
zwischen der Beratung und dem Eingriff eine
Wartefrist einzuhalten oder erfolgt keine
Kostenübernahme durch die Institutionen der
Krankenversicherung und ist zwischen der
Beratung und dem Eingriff keine Wartefrist
einzuhalten = 0,5 Punkte.
! Erfolgt eine Kostenübernahme durch die In-
stitutionen der Krankenversicherung und ist
zwischen der Beratung und dem Eingriff kei-
ne Wartezeit einzuhalten = 1 Punkt.
Die Tabelle 1 fasst diese rechtlichen Norm-
elemente zusammen und ordnet die OECD-Staa-
ten zu. Wird die Punktzahl der Regelungs-
elemente addiert, so ergibt sich eine Gesamt-
punktzahl, welche den Liberalisierungsgrad des
Abtreibungsgesetzes anzeigt. Dieser Liberali-
tätsindex erstreckt sich über den Bereich null
bis sieben, wobei ein niedriger Wert ein restrik-
tives und eine hohe Punktzahl ein liberales Recht
widerspiegelt.
Die Rangordnung der Länder hinsichtlich ih-
rer Gesetzgebung über den Schwangerschafts-
abbruch von 1998 stellt das Endprodukt der
Operationalisierung der abhängigen Variable
dar. Sie wird als Liberalitätsindex für die beab-
sichtigte multivariate Regressionsanalyse ver-
wendet.
3.2 Operationalisierung der unabhängigen
Variablen
Die erklärenden bzw. unabhängigen Größen
lassen sich entlang der theoretischen Überlegun-
gen in sozioökonomische, kulturell-religiöse,
geschlechtsspezifische und politisch-institutio-
nelle Variablen zusammenfassen.
Bei den unabhängigen Variablen handelt es
sich um Durchschnittswerte von 1960 bis 1998,
da angenommen wird, dass die aktuelle
Abtreibungsgesetzgebung sozioökonomische
und politisch-institutionelle Konstellationen der
Vergangenheit widerspiegelt. Zu den besonders
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Tabelle 1: Klassifizierung der OECD-Länder
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ergiebigen Datenquellen zählen dabei die
Sammlungen von David B. Barrett (1982),
Angus Maddison (1995), Jaap Woldendorp u.a.
(2000), der OECD11  (1997, 1999), der Inter-
Parliamentary Union (1995), der Fischer Welt-
almanach verschiedener Ausgaben und ein
Datensatz zur parteipolitischen Zusammenset-
zung von Regierungen12 .
Die Tabelle 2 fasst die bereits beschriebenen
Theorieschulen der international vergleichenden
Staatstätigkeitsforschung zusammen und stellt
die Indikatoren zur Operationalisierung der
einzelnen unabhängigen Variablen dar.
Die Theorien über den Einfluss von
sozioökonomischen, kulturell-religiösen, ge-
schlechtsspezifischen und politisch-institutio-
nellen Größen auf die Regierungspolitik wer-
den hinsichtlich der Abtreibungsregime, welche
einen Politikoutput darstellen, im weiteren Ar-
beitsschritt vergleichend empirisch getestet.
4. Vergleichende empirische Überprüfung
Der folgende Abschnitt widmet sich der em-
pirischen Prüfung der theoriegeleitet ausgewähl-
ten Einflussgrößen. Zur Erfassung der Bezie-
hung zwischen dem Abbruchsrecht und den
Bestimmungsfaktoren kommt die multivariate
Regressionsanalyse zur Anwendung. Diese
makro-quantitative Methode besitzt den Vorteil,
dass bei der Überprüfung einer Einflussvariable
der Effekt anderer relevanter Bestimmungs-
größen auf die Gestaltung der Regelung kon-
stant gehalten wird. Die Regressions-
schätzungen werden sowohl mit als auch ohne
die Untersuchungsländer Australien, Kanada
und den USA durchgeführt. In diesen födera-
len Staaten obliegt die Gesetzgebung zum
Schwangerschaftsabbruch den Einzelstaaten
bzw. Provinzen, was zu einer divergierenden
Rechtsvielfalt geführt hat. Ihre Einbeziehung in
die empirische Analyse ist jedoch insofern ge-
rechtfertigt, als die sozioökonomischen sowie
parteipolitischen Bedingungen der Gliedstaaten
sich nicht fundamental von denen auf Bundes-
ebene unterscheiden. Die parteipolitische Fär-
bung der Bundesregierung spiegelt adäquat die
politischen Hauptströmungen und Kräfte-
verhältnisse in den einzelnen Staaten wider.
Zudem setzten insbesondere in Kanada und den
USA höchstrichterliche Urteile dem rechts-
politischen Gestaltungsspielraum der Provinzen
bzw. Gliedstaaten enge Schranken, weshalb die
einzelstaatlichen Gesetzordnungen viele sich
gleichende Normelemente aufweisen.
Welche Faktoren bestimmen maßgebend die
politische Regulierung der Schwangerschafts-
unterbrechung in den OECD-Staaten? Die Ta-
belle 3 deckt vielfältige Zusammenhänge zwi-
schen dem international unterschiedlichen Ab-
bruchsrecht und den zu prüfenden Einfluss-
größen auf. Im folgenden Abschnitt werden die
wichtigsten empirischen Befunde für 21
Untersuchungsländer13 , da die Ergebnisse der
Regressionsschätzungen für 18 Staaten14  über-
wiegend identisch sind, dargestellt und interpre-
tiert.
4.1 Der Einfluss wirtschaftlicher Entwicklung
und gesellschaftlicher Modernisierung auf die
Gesetzgebung zum Schwangerschaftsabbruch
In den Spezifikationen 3, 5 und 6 ist zwischen
der Abtreibungsgesetzgebung und dem wirt-
schaftlichen Entwicklungsstand  gemessen am
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf  ein positiver
Wirkungszusammenhang festzustellen. Der
Regressionskoeffizient ist auf dem 10-Prozent-
Niveau signifikant. Wie jedoch aus den Spezi-
fikationen 1, 2 und 4 ersichtlich wird, erweist
er sich bei Einbeziehung anderer unabhängiger
Größen als nicht hinreichend robust. Alternati-
ve Modernisierungsindikatoren liefern ver-
gleichbare Befunde: Keine relevante Einfluss-
größe für die Gestaltung der politischen Regu-
lierung der Schwangerschaftsunterbrechung
stellt der Beschäftigtenanteil im Dienstleistungs-
sektor dar: Der Koeffizient erfüllt nicht die not-
wendigen Kriterien der statistischen Signifikanz
(vgl. Spezifikation 7 und 8). Zwischen der
Rechtsordnung und dem prozentualen Anteil der
Beschäftigten im Agrarsektor lässt sich ebenfalls
keine Beziehung konstatieren. Der Regressions-
koeffizient zeigt jedoch konsistent ein negati-
ves Vorzeichen auf, was die Modernisierungs-
these bestätigt (vgl. Spezifikationen 9 und 10).
324 Tabelle 3: Liberalisierung der Abtreibungsbestimmung in 21 OECD-Ländern 1998
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
Spezifikations- 0,48 5,49 -1,43 2,36 2,22 -0,83 5,02 0,60 7,36 4,68
konstante (0,18) (2,48) (-0,58) (1,06) (1,05) (-0,37) (1,63) (0,15) (8,14) (4,35)
BIP pro Kopf  (in 0,24 0,11 0,34* 0,19 0,34* 0,33*
1000 Geary-Khamis (1,54) (0,80) (1,91) (1,11) (1,93) (1,91)
Dollar) 1960–1998
Erwerbstätige - - - - - - 0,03 0,06
im Dienstleistungs- (0,71) (0,98)
sektor 1960–1997
Erwerbstätige in - - - - - - - - -0,02 -0,05
der Landwirtschaft (-0,47) (-0,98)
1960–1997
Katholischer Gesamt- -0,01 -0,03** - - - - 0,03*** -0,01 -0,03*** -0,01
bevölkerungsanteil (-0,98) (-2,71) - - - - (-3,12) (-1,31) (-3,32) (-1,63)
1970–1995




Konservative Parteien - -0,03*** - -0,02 -0,02* - -0,04*** - -0,03***
1960–1998 (-2,92) (-1,71) (-1,91) (-3,04) (-2,92)
Linksparteien 0,04* - 0,05** - - 0,04** - 0,03* - 0,03*
1960–1998 (1,98) (2,23) (2,14) (1,83) (1,77)
Institutionen-Index - - - - -0,18 -0,05 - - -
nach Daten von (-1,08) (-0,33)
Lijphart 1945–1996
R-Quadrat 0,35 0,47 0,32 0,25 0,28 0,32 0,46 0,32 0,45 0,32
Korrigiertes 0,23 0,37 0,20 0,12 0,16 0,20 0,37 0,20 0,36 0,20
R-Quadrat
N 21 21 21 21 21 21 22 22 22 22
Anmerkungen: *signifikant auf dem 10-Prozent-Niveau, **signifikant auf dem 5-Prozent-Niveau, ***signifikant auf dem 1-Prozent-Niveau. t-Statistik in Klammer.
Maximaler Varianzinflationsfaktor = 1,60 (Gleichung 3). Die Regressionsschätzungen mit den geschlechtsspezifischen Variablen sind in der Tabelle 3 nicht dargestellt.
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Weitere getestete sozioökonomische Variablen
(siehe Tabelle 3) bleiben ebenfalls ohne statis-
tisch signifikante Wirkung.
Wie lassen sich diese empirischen Befunde
interpretieren? Erkennbar am Vorzeichen gilt:
Je reicher die Industrienationen sind, desto li-
beraler ist die Rechtsbestimmung in den Län-
dern verfasst. Zweitens: Je weniger weit die
Staaten im Modernisierungsprozess  gemes-
sen am Beschäftigtenanteil in der Landwirt-
schaft  fortgeschritten sind, desto restriktiver
ist das Abbruchsrecht in den Ländern gestaltet.
Die OECD-Demokratien mit einem hohen öko-
nomischen Entwicklungsstand verfügen in der
Tendenz über offenere Gesetze als Staaten auf
einem geringen wirtschaftlichen Entwicklungs-
niveau. Allerdings erweisen sich die sozio-
ökonomischen Variablen nur als begrenzt er-
klärungskräftig, was insbesondere auf die vom
allgemeinen Trend abweichenden Länder Grie-
chenland und die Schweiz zurückzuführen ist
(vgl. Schaubild 1). Sie stehen mit ihren wirt-
schaftlichen wie rechtspolitischen Gegebenhei-
ten der Theorie der sozioökonomischen Deter-
mination von Staatstätigkeit entgegen15.
Während Griechenland als vergleichsweise
arme Industrienation Ende der 80er Jahre eine
offene Fristenregelung zum Schwangerschafts-
abbruch einführte, wurde in der Schweiz als
reichstem westeuropäischen Land 1942 ein en-
ges Indikationsmodell im Strafgesetzbuch ver-
ankert. Im Vergleich zu den übrigen untersuch-
ten Industriestaaten stellt Griechenland ökono-
misch ein Peripherieland dar. Seine wirtschaft-
liche Entwicklung ist von starken regionalen
Disparitäten und strukturellen Ungleichheiten
geprägt (Evangelou 1988, 577). Gemeinsam mit
Dänemark, Norwegen, Schweden und den USA,
Schaubild 1: Das Schwangerschaftsabbruchsrecht und der wirtschaftliche Entwicklungsstand der OECD-
Staaten 1960–1998 (Durchschnittswerte)
Quelle: Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Geary-Khamis Dollar der OECD-Staaten 19601998 (Durchschnittswer-
te): Maddison 2001. Anmerkung: Aufgrund fehlender vergleichbarer Daten wurde Luxemburg aus der Untersu-
chung ausgeschlossen.
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welche einen hohen ökonomischen Entwick-
lungsstand aufweisen, besitzt Griechenland eine
äußerst permissive Gesetzgebung zur Schwan-
gerschaftsunterbrechung, die 1986 von einer
sozialistische Regierung verabschiedet wurde.
Die Schweiz dagegen verfügt über ein hohes
Niveau wirtschaftlicher Entwicklung und zählt
mit Japan sowie den USA  gemessen am
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf  zu den reichs-
ten OECD-Ländern. Im internationalen Ver-
gleich ist jedoch das schweizerische Abbruchs-
recht in verfahrensrechtlicher Hinsicht dem re-
striktiven Indikationsmodell zuzuordnen. Ge-
meinsam mit Spanien, das einen vergleichsweise
niedrigen ökonomischen Entwicklungsstand
aufweist, besitzt die Schweiz eine außerordent-
lich einschränkende Regelung. Gemäß dem
schweizerischen Abbruchsrecht vom 1. Januar
1942 ist die Unterbrechung einer Schwanger-
schaft grundsätzlich untersagt. Eine Ausnahme
bildet der medizinisch indizierte Eingriff als
Spezialfall der gerechtfertigten Notlage (Locher
1988, 1506) (näheres unter 4.5).
Als Ergebnis der statistischen Überprüfung
der sozioökonomischen Variablen lässt sich ein
geringer Zusammenhang zwischen der politi-
schen Regulierung der Schwangerschaftsunter-
brechung und dem wirtschaftlichen Ent-
wicklungsstand bzw. gesellschaftlichen Mo-
dernisierungsniveau der untersuchten Staaten
konstatieren. Insgesamt liefern sie einen be-
grenzten Beitrag zur Erklärung der internatio-
nalen Rechtsvielfalt. Die Unterschiede im wirt-
schaftlichen Entwicklungsstand bzw. Moderni-
sierungsniveau können jedoch nur für einen Teil
der OECD-Länder als Bestimmungsfaktor der
nationalen Gesetzgebung herangezogen werden.
4.2 Der Einfluss kulturell-religiöser
Traditionen auf die Gesetzgebung zum
Schwangerschaftsabbruch
In der Spezifikation 2 ist zwischen dem
Liberalitätsindex und der kulturell-religiösen
Variablen, gemessen am Anteil der Katholiken
an der Gesamtbevölkerung, eine gegenläufige
Beziehung festzustellen. Der Regressions-
koeffizient zeigt das erwartete negative Vorzei-
chen und ist auf dem 5-Prozent-Niveau signifi-
kant. Wie jedoch aus den Spezifikationen 1, 8
und 10 ersichtlich wird, erweist er sich bei Ein-
beziehung der Linksparteien als nicht robust.
Lediglich wenn die Regierungsbeteiligung von
konservativen Parteien in die Regressions-
schätzung eingeht, übt der Anteil der Katholi-
ken an der Gesamtbevölkerung einen signifi-
kant negativen Effekt auf die Gesetzgebung aus
(vgl. Spezifikationen 7 und 9)16 . Keine relevante
Einflussgröße für die politische Regulierung der
Schwangerschaftsunterbrechung stellt dagegen
der Anteil der Protestanten dar: Der Koeffizi-
ent erfüllt in keinem Fall die notwendigen Kri-
terien der statistischen Signifikanz (vgl. Spezi-
fikation 3 und 4).
Wie lassen sich diese empirischen Befunde
interpretieren? Zunächst kann festgehalten wer-
den, dass dem Vorzeichen der Regressions-
koeffizienten nach die Rechtsbestimmung in den
OECD-Staaten mit einem hohen katholischen
Bevölkerungsanteil in der Tendenz restriktiver
gestaltet ist. Allerdings erweist sich die Kon-
fessionsstruktur der untersuchten Länder als
eine begrenzt erklärungskräftige Einflussgröße.
Die Berechnungen zeigen, dass keine robuste
Beziehung zwischen dem Gesetz zum Schwan-
gerschaftsabbruch und der Religionszuge-
hörigkeit einer Bevölkerung besteht (vgl. Ta-
belle 3).
4.3 Der Einfluss politischer Parteien auf die
Gesetzgebung zum Schwangerschaftsabbruch
In der Spezifikation 1 lässt sich zwischen dem
Abbruchsrecht und der Regierungsbeteiligung
von Linksparteien ein wirkungsvoller Zusam-
menhang feststellen. Der Regressionskoeffizient
ist positiv und auf dem 10-Prozent-Niveau sig-
nifikant. Bei Berücksichtigung verschiedener
unabhängiger Variablen bleibt er erklärungs-
kräftig. Eine bedeutende Einflussgröße stellt
auch die Regierungsbeteiligung von konserva-
tiven Parteien dar: Der Koeffizient zeigt das
negative Vorzeichen und ist auf dem 1-Prozent-
Niveau signifikant (vgl. Spezifikation 2). Dem-
nach lässt sich zwischen dem Liberalitätsindex
und der Beteiligung von Rechtsparteien an der
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Regierung eine gegenläufige Beziehung konsta-
tieren. Bei Aufnahme anderer theoretisch plau-
sibler Variablen erweist sich der Regressions-
koeffizient mit einer Ausnahme als hoch signi-
fikant und stabil (vgl. Spezifikation 4). Eine
Reihe weiterer Berechnungen in denen alterna-
tive parteipolitische Variablen geprüft wurden,
brachte keine signifikanten Befunde zutage: Es
lässt sich kein Effekt der Regierungsbeteiligung
liberaler Parteien auf das Abbruchsrecht fest-
stellen. Ebenfalls keine systematische Bezie-
hung besteht zwischen der Rechtsordnung und
dem Anteil christdemokratischer Mitte-Partei-
en an den Kabinettssitzen in den OECD-Demo-
kratien. Statistisch signifikant bleibt allein die
Regierungsbeteiligung von Links- und Rechts-
parteien.
Wie lassen sich diese empirischen Befunde
interpretieren? Es gilt: Je stärker Linksparteien
an der Regierung beteiligt waren, desto libera-
ler ist das Abbruchsrecht verfasst. In der Regel
verfolgen vorwiegend Linksparteien die Her-
stellung gleichberechtigter Teilhabechancen von
Frauen in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft
(Sainsbury 1994). Hinsichtlich ihrer Partei-
ideologie propagieren sie eine progressive
Geschlechterpolitik, welche das unteilbare
Recht auf Selbstbestimmung und Freiheit der
persönlichen Lebensgestaltung von Frau und
Mann anstrebt. Ein Beispiel für die Be-
deutsamkeit der parteipolitischen Zusammenset-
zung der Regierung stellt das ökonomisch un-
terentwickelte Griechenland dar. Zwischen 1985
und 1989 bildete die panhellenische sozialisti-
sche Bewegung PASOK (Panellinio Sosialistikó
Kinima) die Regierung und führte, in der
vergleichsweise armen Industrienation, die
Fristenlösung ein (Zervakis 1999, 641).
Schaubild 2: Das Schwangerschaftsabbruchsrecht und die Regierungsbeteiligung von Linksparteien in den
OECD-Ländern 1960–1998 (Durchschnittswerte in %)
Quelle: Anteil von Linksparteien an den Kabinettssitzen in den OECD-Ländern 19601998 (Durchschnittswerte in
Prozent): Datensatz Parteipolitische Zusammensetzung der etablierten Demokratien 1945 bis 1998, Forschungs-
projekt Staatstätigkeit, Leitung: Manfred G. Schmidt, Bremen 1999.
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Die vom allgemeinen Trend abweichenden
Länder sind Japan, Kanada, Spanien und die
USA. Trotz der geringen Beteiligung von Links-
parteien an der Regierung weist Japan eine li-
berale Gesetzgebung zum Schwangerschaftsab-
bruch auf. Im Vergleich zu den übrigen
Regelungsformen der OECD-Staaten ist das ja-
panische Eugenikschutz bzw. Mutterschutz-
gesetz aus dem Jahre 1948 bzw. 1996 in
verfahrensrechtlicher Hinsicht dem offenen In-
dikationsmodell zuzuordnen. Das relativ permis-
sive Gesetz wurde durch die regierenden Koa-
litionsparteien PP (Progressive Reform Party),
SPJ (Japan Socialist Party) und CP (Japan
Cooperative Party) im Zuge bevölkerungs-
politischer Maßnahmen eingeführt. Bis zum
Ende des Zweiten Weltkriegs hatte das Land zur
Förderung seiner militärischen Expansion auf
dem Festland pronatalistische Bestrebungen
verfolgt (Githens/McBride Stetson 1996, 120).
Mit dem Verlust aller kontinentalen Besitzun-
gen sah sich Japan in einer bedrohlichen Über-
bevölkerungssituation und schaffte es in weni-
gen Jahren, seine Geburtenrate zu halbieren,
wobei die Liberalisierung der Abtreibung das
entscheidende Instrument darstellte (Jürgens
1980, 18).
Auch Kanada und die USA weisen trotz ge-
ringer Regierungsbeteiligung von Linkspartei-
en eine liberale Regelungsform auf. In beiden
Föderalstaaten haben die jeweiligen Obersten
Gerichtshöfe durch aufsehenerregende Urteile
den Schwangerschaftsabbruch abrupt legalisiert
(vgl. Abschnitt 4.5).
Im Gegensatz dazu besitzt Spanien trotz star-
ker Beteiligung von Linksparteien an der Re-
gierung ein äußerst einschränkendes Gesetz. Im
internationalen Vergleich fügt sich die Straf-
bestimmung hinsichtlich ihrer formal-rechtli-
chen Zulässigkeitsvoraussetzungen in das rest-
riktive Indikationsmodell ein. Ähnlich wie in
der Bundesrepublik Deutschland wurde das spa-
nische Abbruchsrecht durch eine Grundsatzent-
scheidung des Verfassungsgerichts 1985 kon-
kretisiert (vgl. Abschnitt 4.5).
Die empirische Überprüfung der partei-
politischen Variablen bestätigt ferner die Ver-
mutung, dass mit zunehmender Präsenz konser-
vativer Parteien in der Regierung das Abtrei-
bungsgesetz einschränkender gestaltet ist. In der
Regel legen Rechtsparteien Priorität auf die
Aufrechterhaltung einer traditionellen Arbeits-
teilung zwischen den Geschlechtern in Familie
und Gesellschaft, welche der Frau die Kinder-
betreuung sowie Haushaltsführung mit zeit-
geringer Erwerbsbeteiligung und dem Mann
unter Vollbeschäftigung die finanzielle Fa-
milienversorgung zuweist (Schmidt 1993a, 64).
Im Allgemeinen verfolgen sie hinsichtlich ih-
rer parteipolitischen Ordnungsvorstellungen,
besonders bei einer ideologischen Nähe zur ka-
tholischen Kirche, eine konservative Familien-
sowie Frauenpolitik. Damit ist beispielsweise
das ungewöhnlich restriktive Strafgesetz Irlands
zu begründen. Hier stellte die konservative
Fianna Fail lange Zeit die Regierungspartei. Bei
dieser Rechtspartei fanden die Initiatoren der
erfolgreichen Volksabstimmung zur Verfas-
sungsänderung von 1983 die notwendige partei-
politische Unterstützung (vgl. Abschnitt 4.5).
Bei den bislang verwendeten Regierungs-
variablen handelt es sich um Durchschnittswerte
von 1960 bis 1998, da angenommen wird, dass
die aktuellen Abtreibungsregime die partei-
politischen Kräfteverhältnisse der Vergangen-
heit widerspiegeln. Eine detaillierte Betrachtung
der parteipolitischen Zusammensetzung der
Regierung in den OECD-Staaten im Gesetz-
gebungsjahr untermauert die empirische Trag-
fähigkeit der Parteiendifferenztheorie: Konser-
vative Regierungsparteien wie beispielsweise in
Neuseeland (1977) gestalteten das Abbruchs-
recht restriktiver, während sozialistische oder
sozialdemokratische Regierungen wie in Nor-
wegen (1976), Österreich (1975), Schweden
(1975) und Dänemark (1973), um nur einige
Beispiele zu nennen, liberale Vorschriften ein-
geführt haben.
4.4 Der Einfluss politischer Teilhabe von
Frauen auf die Gesetzgebung zum
Schwangerschaftsabbruch
Die Überprüfung der geschlechtsspezifischen
Variablen17  liefert keine nennenswerten Befun-
de. Die Beteiligung der Frauen in politischen
Gremien  gemessen am Anteil von weiblichen
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Parlamentsabgeordneten und von weiblichen
Ministern  erweist sich als nicht signifikanter
Erklärungsfaktor. Werden in den Regressions-
schätzungen die einzelnen geschlechtsspe-
zifischen Variablen zusammen mit dem Anteil
von Linksparteien an den Kabinettssitzen ge-
testet, liegt starke Multikollinearität vor: Beide
unabhängigen Variablen korrelieren hoch
miteinander. Der Grad der politischen Reprä-
sentation von Frauen wird demnach durch die
politischen Parteien bestimmt. Den Beobachtun-
gen nach sorgen vor allem Fraktionen von
Linksparteien für eine starke Frauenpräsenz im
Parlament und in der Regierung (Hoecker 1998).
Folglich liefert die Korrelation nach Pearson
zwischen dem Anteil an Parlamentarierinnen
und der Regierungsbeteiligung von Linkspar-
teien in 19 der untersuchten Staaten18  eine star-
ke statistische Beziehung (r = 0,59). Ebenfalls
ein bedeutender positiver Zusammenhang kann
zwischen dem Anteil an Ministerinnen in den
Kabinetten der OECD-Demokratien und der
Regierungsbeteiligung von Linksparteien fest-
gestellt werden (r = 0,71).
Die politische Teilhabe von Frauen liefert
folglich keinen Beitrag zur Erklärung der inter-
national divergierenden politischen Regulierung
der Schwangerschaftsunterbrechung, da sie of-
fenkundig stark von der Parteipolitik überlagert
wird.
4.5 Der Einfluss politisch-institutioneller
Vetospieler auf die Gesetzgebung zum
Schwangerschaftsabbruch
Mittels eines Institutionen-Index19 , der auf
Daten von Arend Lijphart (1999) basiert, soll
statistisch überprüft werden, ob es einen Zusam-
menhang zwischen Nebenregierungen im Sin-
ne von verfassungsmäßig vorgegebenen insti-
tutionellen Begrenzungen von Regierungs-
politik und dem Abbruchsrecht einer Demokra-
tie gibt. Die Überprüfung des Index zeigt, dass
der Koeffizient nicht die notwendigen Kriteri-
en der statistischen Signifikanz erfüllt. Er weist
jedoch konsistent ein negatives Vorzeichen auf,
was auf einen Begrenzungseffekt der Instituti-
onen hindeutet (vgl. Spezifikationen 5 und 6).
Demnach verfügen jene untersuchten Länder
über ein in der Tendenz restriktives Abbruchs-
recht, welche eine hohe Anzahl von institutio-
nellen Handlungsbarrieren aufweisen.
Für die Durchsetzung der Gesetzgebung zum
Schwangerschaftsabbruch sind besonders zwei
politisch-institutionelle Mitregenten von zen-
traler Bedeutung (Schmidt 1995, 920): eine
Verfassungsgerichtsbarkeit und die direkte De-
mokratie. Im rechtspolitischen Konflikt um die
Vorrangigkeit der zentralen Rechtsgüter haben
Verfassungsgerichte beachtenswert unterschied-
liche Entscheidungen gefällt. Einige bestätig-
ten den Status quo, andere verwarfen ihn und
ließen progressive Neuregelungen verfassungs-
rechtlich passieren (vgl. Tabelle 4).
Im internationalen Vergleich ist eine Tendenz
zur Bestätigung der Reformgesetzgebung hin-
sichtlich ihrer Verfassungskonformität durch die
Verfassungsgerichte festzustellen. Als eine Aus-
nahme erweisen sich jedoch die Entscheidun-
gen der Verfassungsgerichtsbarkeit in Spanien
und in der Bundesrepublik Deutschland.
In Spanien hat das Verfassungsgericht 1985
in einer von der Opposition initiierten Normen-
kontrollklage den Gesetzbeschluss der sozialis-
tischen Regierung verworfen, eine Reihe von
detaillierten Vorgaben aus der Verfassung für
den Gesetzgeber abgeleitet und damit den
Gestaltungsspielraum der politischen Akteure
limitiert (Perron 1986, 287). Deshalb weist Spa-
nien trotz starker Regierungsbeteiligung von
Linksparteien, eine äußerst einschränkende
Strafbestimmung auf. Auch das deutsche Bun-
desverfassungsgericht hatte besonders in seinem
zweiten Urteil zum Schwangerschaftsabbruch
von 1993 mit außerordentlich detaillierten
ersatzgesetzgeberischen Vorgaben für die
Legislative wie Exekutive die politische Streit-
frage um die Reform des § 218 StGB entschie-
den (Scholz 1999, 8). Somit wurde das spani-
sche und deutsche Abbruchsrecht durch
Verfassungsgerichtsentscheide verschärft.
Beachtenswert sind ferner die Urteile der
Obersten Gerichtshöfe von Kanada und den
USA. Beide Verfassungsgerichte haben durch
ihre Entscheidungen den Schwangerschaftsab-
bruch über Nacht liberalisiert. In Kanada hat
der Gerichtshof 1988 das geltende Bundesge-
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Tabelle 4: Entscheidungen der Verfassungsgerichtsbarkeit der OECD-Länder zum
Schwangerschaftsabbruchsrecht zwischen 1974 und 1998
Land Verfassungs- Entscheidungen Liberales Reformgesetz zum
gerichtsbarkeit Schwangerschaftsabbruch
Australien Gerichte der Urteil von 1969 Die Rechtslage in den australischen
australischen Staaten wurde besonders durch die
Common-Law-Staaten englische Entscheidung R. v.
Urteil von 1971 Bourne (1939) sowie durch
einzelstaatliche Gerichtsurteile
verbindlich festgestellt und in einem
liberalen Sinn weiterentwickelt
(Scutt 1989, 88).
Kanada Supreme Court Urteil vom 26. März 1975 Der Oberste Gerichtshof bestätigt
das Strafrecht zum Schwanger-
schaftsabbruch.
Urteil vom 28. Januar 1988 Der Oberste Gerichtshof verwirft
das Strafrecht zum Schwanger-
schaftsabbruch.
Bundesrepublik Bundesverfassungs- Urteil vom 25. Februar 1975 Verworfen
Deutschland gericht Urteil vom 28. Mai 1993 Verworfen
Italien Corte Costituzionale Urteil vom 18. Februar 1975 Der Gerichtshof befand das alte
Strafgesetz für verfassungswidrig,
da es den Abbruch nicht ebenso bei
einer schweren, auf andere Weise
nicht abwendbaren Schädigung oder
Gefahr für die Gesundheit der Frau
erlaubte.
Portugal Tribunal Constitucional Urteil vom 19. März 1984 Bestätigt
Frankreich Conseil Constitutionnel Urteil vom 15. Januar 1975 Bestätigt
Belgien Schiedshof Urteil vom 19. Dezember 1991 Bestätigt
Spanien Tribunal Constitucional Urteil vom 11. April 1985 Verworfen
Österreich Verfassungsgerichtshof Urteil vom 11. Oktober 1974 Bestätigt
USA Supreme Court Urteil vom 22. Januar 1973 Der Oberste Gerichtshof sieht die
Entscheidungsfreiheit der Frau über
einen Schwangerschaftsabbruch
durch die Verfassung garantiert; 46
von 50 bundesstaatlichen Gesetzge-
bungen werden damit verfassungs-
widrig.
Urteil vom 03. Juli 1989 Den Einzelstaaten wird ein größerer
rechtspolitischer Gestaltungs-
spielraum zugestanden, was zu
einschränkenden Gesetzgebungen
einzelner Bundesstaaten führt.
Quellen: Eigene Zusammenstellung nach Eser/Koch 1988, 1989, 1999; Europäische Grundrechte-Zeitschrift 1974
1998. Anmerkungen: In Kanada und den USA prägten maßgebend verfassungsrechtliche Argumente die Bestim-
mungen. Dabei handelt es sich um eine Reihe von Entscheidungen im Zeitraum zwischen 1971 und 1998, die den
Provinzen bzw. Einzelstaaten wenig Gestaltungsspielraum zu individuellen Regelungen ließen. In der vorliegenden
Tabelle sind die herausragenden Urteile der Obersten Gerichtshöfe aufgeführt, an denen sich die provinziellen bzw.
einzelstaatlichen Gesetzvorhaben stets orientieren müssen (im Detail vgl. Moors 1997).
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setz verworfen und damit die bundesweite Straf-
freiheit der Abtreibung erreicht. Der Supreme
Court der USA hat in seinem Urteil Roe v.
Wade20  ein deutliches Votum für das Ent-
scheidungsrecht der Frau abgegeben, konkrete
Vorgaben an den zuständigen bundesstaatlichen
Gesetzgeber formuliert und damit die Einfüh-
rung einer Fristenregelung forciert.
In den übrigen untersuchten Demokratien,
welche über eine Verfassungsgerichtsbarkeit
verfügen, haben die Verfassungsgerichte die li-
beralen Reformbestimmungen bestätigt und so-
mit nicht als Vetomacht fungiert.
Eine weitere bereits angeführte Vetomacht,
die den politischen Entscheidungsträgern erheb-
liche Handlungsrestriktionen auferlegt, ist die
direkte Demokratie. Neigt die Bevölkerung der
untersuchten Staaten, welche verfassungsmäßig
vorgegebene direktdemokratische Elemente
aufweisen, dazu, Bestrebungen zur liberalen
Neufassung der Abtreibungsregelung zu unter-
stützen oder abzulehnen? Die folgende Tabelle
5 gibt darüber Auskunft.
Im internationalen Vergleich der Volksabstim-
mungen zum Abbruchsrecht der untersuchten
Staaten ist kein klarer Trend, weder für das
Reformgesetz noch gegen die Neuregelung der
Rechtsordnung, festzustellen.
Eine besondere Bedeutung kommt der
Direktdemokratie im Hinblick auf die Bestim-
mung zum Schwangerschaftsabbruch allerdings
in der Schweiz zu. Seit Beginn der 70er Jahre
wurden drei erfolglose Versuche einer Mo-
difizierung der Strafvorschrift von 1942 unter-
nommen (vgl. Tabelle 5). In bisher drei Abstim-
mungen verwarf das Schweizervolk drei mög-
liche Varianten einer Neuregelung: Eine Volks-
initiative für die Fristenlösung, einen indirek-
ten Gegenentwurf des Bundesrats auf der
Grundlage der sozialen Indikation und zuletzt
die Volksinitiative Recht auf Leben, welche
zukünftige Liberalisierungsbemühungen ver-
hindern sollte. Das vergleichsweise restriktive
Abbruchsrecht der Schweiz lässt sich vorwie-
gend mit der direkten Demokratie begründen.
Sie scheint der Schlüsselfaktor dafür zu sein,
dass die Schweiz trotz eines hohen ökonomi-
schen Entwicklungsniveaus über eine restrik-
tive Regelung verfügt. Die Bevölkerung wies
sowohl Vorlagen zur liberalen als auch ein-
schränkenden Modifizierung der Strafordnung
zurück.
5. Fazit
In dieser Arbeit wurde versucht, mittels ver-
schiedener Theorien der international verglei-
chenden Policy-Forschung die Rechtsvielfalt
zum Schwangerschaftsabbruch in den OECD-
Ländern zu erklären. Dabei wurde der jeweili-
ge Erklärungsbeitrag der einzelnen Theorie-
schulen der vergleichenden Staatstätigkeits-
forschung getestet. Die empirische Überprüfung
liefert folgende fünf zentrale Ergebnisse:
Als erster Befund lässt sich ein schwacher
positiver Wirkungszusammenhang zwischen der
politischen Regulierung der Schwangerschafts-
unterbrechung und dem wirtschaftlichen
Entwicklungsstand bzw. gesellschaftlichen
Modernisierungsniveau der untersuchten Staa-
ten konstatieren: Je reicher die Industrienationen
sind, desto liberaler ist ihre Bestimmung ver-
fasst. Bei Einbeziehung anderer unabhängiger
Größen erwies sich die sozioökonomische Va-
riable, gemessen am Bruttoinlandsprodukt pro
Kopf, jedoch als nicht hinreichend robust. Al-
ternative Modernisierungsindikatoren lieferten
vergleichbare Befunde. Keinen relevanten Er-
klärungsfaktor für die Gestaltung des Ab-
treibungsgesetzes stellt der Beschäftigtenanteil
im Dienstleistungssektor dar. Zwischen der
Regelungsform und dem Anteil der Beschäftig-
ten im Primärsektor lässt sich ebenfalls keine
Beziehung konstatieren. Der Regressions-
koeffizient zeigte jedoch konsistent ein negati-
ves Vorzeichen auf, was die Moderni-
sierungsthese bestätigt: Je weniger weit die
Demokratien im Prozess der Modernität fort-
geschritten sind, desto einschränkender ist ihr
Abbruchsrecht gestaltet.
Eine zweite begrenzt gewichtige Einfluss-
größe zur Erklärung der Gesetzgebung stellt die
Konfessionsstruktur der untersuchten Demokra-
tien dar. Zunächst kann festgehalten werden,
dass zwischen dem Liberalitätsindex und der
kulturell-religiösen Variable, gemessen am An-
teil der Katholiken an der Gesamtbevölkerung,
332 Tabelle 5: Referenden zum Schwangerschaftsabbruchsrecht in den OECD-Ländern zwischen 1970 und 1998
Datum ThemaDirektdemokratisches Instrument Ja (%) Nein (%)
Das Volk kann gemäß Art. 46 und 47 der Verfassung per Volksentscheid
eine Änderung der Verfassung bewirken. Ein Vorschlag zur Änderung
der Verfassung setzt voraus, dass dieser als Gesetz sowohl das Parla-
ment als auch den Senat (zweite Kammer) passiert hat. Bei der Abstim-
mung selbst reicht die einfache Mehrheit.
07. September
1983
Schutz d. ungeborenen Le-







Nach Art. 41 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes (B-VG) ist jeder
von 100.000 Stimmberechtigten oder von je einem Sechstel der Stimm-
berechtigten dreier Länder gestellte Antrag (Volksbegehren) von der
Bundeswahlbehörde dem Nationalrat zur Behandlung vorzulegen. Das
Volksbegehren muss eine durch Bundesgesetz zu regelnde Angelegen-
heit betreffen und kann in Form eines Gesetzesantrages gestellt wer-
den.
1975 Initiative Schutz des
menschlichen Lebens
Das Volksbegehren gegen die Fristen-
regelung zum Schwangerschaftsab-
bruch konnte zwar 896.579 Eintragun-
gen (17,9 % aller Wahlberechtigten)
erzielen, jedoch fand es nicht die zur
Gesetzwerdung erforderliche Zustim-
mung durch den Nationalrat.
Nach einer Verfassungsänderung 1997 kann das Volk gemäß Art. 115
Abs. 2 in einem Referendum ein Gesetz aufheben, wenn die Hälfte der
Stimmen aller Wahlberechtigten abgegeben wurde.
28. Juni 1998 liberales Reformgesetz zum
Schwangerschaftsabbruch
49,1 50,9
Das Volk kann gemäß Art. 75 der Verfassung in einem Referendum
über die (teilweise) Aufhebung eines Gesetzes entscheiden, wenn






Die Volksinitiative auf Teilrevision der Bundesverfassung in Form
eines detailliert formulierten Vorschlags benötigt gemäß Art. 139 der
Bundesverfassung (BV) die Unterstützung von mindestens 100.000
Bürgern und Bürgerinnen. In der Abstimmung erfordert sie sowohl




Bei Erbringung von mindestens 50.000 Unterschriften innerhalb einer
Rahmenfirst von 100 Tagen besteht gemäß Art. 141 BV mit dem
fakultativen Referendum die Möglichkeit, jedes parlamentarische
Gesetz einer Volksabstimmung zu unterwerfen.
28. Mai 1978 Bundesgesetz mit erwei-
terter Indikationslösung
31,2 68,8
Volksinitiative (siehe oben) 09. Juni 1985 Volksinitiative
Recht auf Leben
31,0 69,0
Quellen: Eigene Zusammenstellung nach Gallagher/Uleri 1996; Ismayr 1999 und [http://www.admin.ch/ch/d/pore/index2.html, vom 01.02.2002]. Anmerkungen: Der Volks-
entscheid in Portugal wurde für ungültig erklärt, da sich lediglich 32 % aller Wahlberechtigten an der Abstimmung beteiligt hatten (Süddeutsche Zeitung vom 30. Juni 1998,
7). In der Abstimmung zur Fristenlösungsinitiative sprachen sich 6 2/2 der Stände für und 13 4/2 der Kantone gegen den Entwurf aus. Im Volksentscheid zur Initiative












eine gegenläufige Beziehung besteht: In OECD-
Staaten mit einem hohen katholischen Be-
völkerungsanteil ist das Abbruchsrecht in der
Tendenz restriktiver gestaltet. Bei Einbeziehung
verschiedener potenzieller Einflussgrößen er-
wies sich der Regressionskoeffizient jedoch als
nicht robust. Lediglich wenn die parteipolitische
Färbung der Regierung in Gestalt der
Regierungsbeteiligung von konservativen Par-
teien in die Schätzungen einging, übte der An-
teil der Katholiken an der Gesamtbevölkerung
einen signifikanten Effekt auf die Gesetzgebung
aus. Keine relevante Größe für das Abbruchs-
recht stellt dagegen der Anteil der Protestanten
dar: Der Koeffizient erfüllte nicht die notwen-
digen Kriterien der statistischen Signifikanz.
Offenkundig wird die kulturell-religiöse Vari-
able von der Parteipolitik überlagert.
Den stärksten Effekt von allen getesteten Va-
riablen lieferte daher drittens die empirische
Überprüfung der parteipolitischen Zusammen-
setzung der Regierung: Während OECD-Demo-
kratien mit starker Regierungsbeteiligung von
Linksparteien über eine liberale Regelung ver-
fügen, gilt in den untersuchten Industrie-
nationen, an deren Regierungen starke Rechts-
parteien beteiligt waren, eine einschränkende
Abtreibungsordnung. Bei Berücksichtigung
verschiedener Bestimmungsgrößen erwiesen
sich beide Regierungsvariablen als erklärungs-
kräftig. Dagegen ist zwischen dem Liberalitäts-
index und der Regierungsbeteiligung von libe-
ralen Parteien und christdemokratischen Mitte-
Parteien kein Wirkungszusammenhang festzu-
stellen. Die Regressionsschätzungen zeigen,
dass lediglich Links- und Rechtsparteien einen
gleichermaßen eindeutigen wie starken Einfluss
auf die Gesetzgebungen der untersuchten Staa-
ten ausüben.
Als nicht signifikanter Erklärungsfaktor ent-
puppte sich viertens die Beteiligung der Frauen
in politischen Gremien. Zwischen dem Gesetz
zum Schwangerschaftsabbruch und der politi-
schen Teilhabe von Frauen ließ sich keine sta-
tistisch signifikante Beziehung feststellen. Der
Grad der Repräsentation von Frauen in der Po-
litik wird durch die Parteien bestimmt. Da
erfahrungsgemäß vor allem die Linksparteien
für eine starke Frauenpräsenz im Parlament so-
wie in der Regierung sorgen und ein liberales
Abbruchsrecht präferieren, liefern die
geschlechtsspezifischen Indikatoren keine ein-
deutige Aussage dafür, ob die politische Teil-
habe von Frauen einen unmittelbaren Einfluss
auf die Gestaltung der nationalen Regelung hat.
Es ist viel mehr zu vermuten, dass die Beteili-
gung von Frauen in politischen Gremien bzw.
ihre Positionen zur Gesetzgebung über den
Schwangerschaftsabbruch ebenfalls von der
Parteipolitik überlagert wird.
Der fünfte und letzte Befund betrifft die Be-
ziehung zwischen der Abtreibungsvorschrift
einer Demokratie und den Nebenregierungen im
Sinne von verfassungsmäßig vorgegebenen in-
stitutionellen Begrenzungen von Regierungs-
politik. Die Überprüfung des Institutionen-In-
dex, welcher auf Daten von Arend Lijpart
(1999) basiert, lieferte keine signifikanten em-
pirischen Befunde. Der Regressionskoeffizient
zeigte jedoch konsistent ein negatives Vorzei-
chen, was auf einen Begrenzungseffekt der In-
stitutionen hindeutet. Demnach verfügen jene
untersuchten Länder über eine in der Tendenz
restriktive Regelung, welche eine hohe Anzahl
von institutionellen Handlungsbarrieren aufwei-
sen. Zwei Mitregenten lieferten allerdings bei
eingehender Betrachtung einen wesentlichen
Beitrag zur Erklärung der Regelung von einzel-
nen Industrienationen: In ausgewählten OECD-
Staaten sind eine Verfassungsgerichtsbarkeit
und die direkte Demokratie für die Durch-
setzung der Gesetzgebung zum Schwanger-
schaftsabbruch von großer Bedeutung.
Aus der Zusammenschau der zentralen Be-
funde ergibt sich abschließend folgendes Ge-
samtbild: Ein liberales Abbruchsrecht findet sich
in Staaten, die weit im Modernisierungsprozess
fortgeschritten sind, eine starke Regierungs-
beteiligung von Linksparteien aufweisen, deren
Handlungsspielraum nicht von gegen-
majoritären Institutionen in Form einer Ver-
fassungsgerichtsbarkeit und der Direkt-
demokratie begrenzt wird. Demgegenüber bil-
den eine starke Beteiligung von konservativen
Parteien an der Regierung, ökonomische Unter-
entwicklung, eine einflussreiche gesellschaftli-
che Stellung der katholischen Kirche sowie
mächtige institutionelle Vetospieler ungünstige
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Voraussetzungen für eine liberale Ausgestaltung
des Abtreibungsgesetzes. Für einzelne Staaten
liegen jedoch hinsichtlich der Regelungsform
Bedingungskonstellationen vor, welche vom ge-
nerellen Trend abweichen.
ANMERKUNGEN
1 An dieser Stelle möchte ich dem Gutachter bzw. der
Gutachterin für wertvolle Anregungen danken.
2 Dabei kann es sich um eine medizinische,
embryopathische, kriminologische oder soziale In-
dikation handeln (vgl. Creifelds 1996, 1093-1095).
3 In Australien obliegt die Gesetzgebung zum Schwan-
gerschaftsabbruch den Gliedstaaten. Die Rechtslage
in den australischen Common-Law-Staaten wurde
insbesondere durch die englische Entscheidung R.
v. Bourne (1939) sowie durch einzelstaatliche
Gerichtsurteile verbindlich festgestellt und in einem
liberalen Sinn weiterentwickelt (Scutt 1989, 88).
Deshalb weisen die Rechtsordnungen der Einzel-
staaten einander sich gleichende Regelungselemente
auf, was eine Auswahl für die Klassifizierung nicht
notwendig machte.
4 In Kanada obliegt die Strafrechtskompetenz dem
Bund und damit die Gestaltung der Strafbestimmung
zum unerlaubten Schwangerschaftsabbruch. Die
Gesetzgebung zum erlaubten Eingriff dagegen er-
folgt durch die Provinzen. Im Januar 1988 hat der
kanadische Verfassungsgerichtshof das Abtreibungs-
strafrecht aufgehoben und damit einen Strafbarkeits-
freiraum geschaffen. Die folgenden parlamentari-
schen Auseinandersetzungen blieben mit dem Ver-
such, ein neues Gesetz zu verabschieden, bis heute
erfolglos (vgl. Moors 1997, 204-205). Für die beab-
sichtigte Operationalisierung wurden folglich die li-
beralsten Regelungen unterschiedlicher Provinzen
herangezogen.
5 In den USA obliegt die Gesetzgebung zum Schwan-
gerschaftsabbruch ausschließlich den Einzelstaaten.
Für die Klassifizierung wurde die Rechtsordnung des
bevölkerungsreichsten Staates Kalifornien gewählt.
Ferner prägten maßgebend verfassungsrechtliche Ar-
gumente die US-amerikanischen Bestimmungen.
Dabei handelt es sich um eine Reihe von Entschei-
dungen des Obersten Gerichtshofs, die den Bundes-
staaten wenig Gestaltungsspielraum zur individuel-
len Regelung ließen (im Detail vgl. Moors 1997).
Folglich weist die Rechtsordnung der einzelnen
Gliedstaaten übereinstimmende Normelemente auf,
was die beabsichtigte Operationalisierung erleichter-
te.
6 An dieser Stelle möchte ich Dr. Hans-Georg Koch
vom Max-Planck-Institut für ausländisches und in-
ternationales Strafrecht in Freiburg/Brsg. für seine
wertvollen Anmerkungen danken. Zu bemerken gilt
ferner, dass es sich bei der Klassifizierung der
Abtreibungsordnungen nicht um einen Rechts-
vergleich handelt.
7 Dabei kann es sich um eine medizinische,
embryopathische oder kriminologische Indikation
handeln.
8 Viele schwangere Frauen haben bereits einen Ent-
schluss gefasst, wenn sie sich auf den vom Gesetz-
geber vorgeschriebenen Instanzenweg begeben. Häu-
fig haben sie ihren Konflikt mit Bezugspersonen oder
Familienangehörigen  Ehemann, Partner, Eltern oder
Freundin  besprochen. Für ihre Entschei-
dungsfindung spielte das private Umfeld eine viel
größere Rolle als die vom Staat vorgegebenen
Beratungshilfen durch Ärzte und Beratungsstellen
(Köchler 1990, 38). Nach Angaben von deutschen
Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen gibt es
Anhaltspunkte dafür, dass die Frau, welche sich für
die Mutterschaft entscheidet, nötiger der Beratung
bedarf als diejenige, die den Abbruch der Schwan-
gerschaft wünscht (Der Spiegel 1998, 28-42).
9 Dabei kann es sich um eine medizinische,
embryopathische, kriminologische oder soziale In-
dikation handeln.
10 Die wesentlichen Rahmenbedingungen bei einem
Schwangerschaftsabbruch sind vielfältig und
insbesondere individueller Natur. In einschlägigen
Publikationen wird jedoch vor allem die Frage nach
der Kostenübernahme durch die Institutionen der
Krankenversicherung und der Wartefrist zwischen
Beratung und Eingriff als essentielle Kriterien aller
betroffenen Frauen geltend gemacht (vgl. dazu z. B.
Becker 1972; Pro Familia 1993; Europäisches Par-
lament 1994).
11 OECD: Organisation für wirtschaftliche Entwicklung
und Zusammenarbeit.
12 Datensatz: Parteipolitische Zusammensetzung der
etablierten Demokratien 1945 bis 1998, Forschungs-
projekt Staatstätigkeit, Leitung: Prof. Dr. Manfred
G. Schmidt, Bremen 1999.
13 Je nach Datenlage wird Luxemburg aus der Unter-
suchung ausgeschlossen.
14 Ohne die föderalen Länder Australien, Kanada und
USA.
15 Werden Griechenland und die Schweiz aus der
Regressionsschätzung 1 der Tabelle 3 ausgeschlos-
sen, nimmt R-Quadrat einen beträchtlich höheren
Wert an (R2 = 0,68). Danach erklärt die Schätzung
Zweidrittel der Varianz der Abtreibungsregime in den
OECD-Staaten. Ferner erweist sich der wirtschaftli-
che Entwicklungsstand als eine maßgebende Ein-
flussgröße. Der Koeffizient ist positiv und auf dem
1-Prozent-Niveau signifikant. Weitere kontrollieren-
de Regressionsschätzungen liefern vergleichbare Be-
funde: Wenn Griechenland und die Schweiz aus der
Spezifikation 2 der Tabelle 3 ausgeklammert wer-
den, steigt das Bestimmtheitsmaß bedeutend an
(R2 = 0,80). Bei Berücksichtigung anderer unabhän-
giger Variablen bleibt der Modernisierungsindikator
in Gestalt des Bruttoinlandsprodukt pro Kopf er-
klärungskräftig.
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16 Der Korrelationskoeffizient nach Pearson zwischen
dem Anteil der Katholiken an der Gesamt-
bevölkerung und der Regierungsbeteiligung von kon-
servativen Parteien in den Untersuchungsländern
beträgt r = -0,39. Ebenfalls eine schwache statisti-
sche Beziehung besteht zwischen dem Protestanten-
anteil und der Regierungsbeteiligung von Linkspar-
teien (r = 0,32). Ein mittelstarker positiver Zusam-
menhang kann dagegen zwischen dem Anteil der
Katholiken an der Gesamtbevölkerung und der
Regierungsbeteiligung von christdemokratischen
Mitte-Parteien festgestellt werden (r = 0,51). Das
Problem der Multikollinearität ist damit insgesamt
gering.
17 Die Regressionsschätzungen mit den geschlechts-
spezifischen Variablen sind in der Tabelle 3 nicht
dargestellt.
18 Die Föderalstaaten Australien, Kanada und USA
wurden aus der Untersuchung ausgeschlossen.
19 Summe aus Verfassungsgerichtsbarkeit-Index,
Bikameralismus-Index, Föderalismus-Index und
Direktdemokratie-Index (Direktdemokratie-Index
nach eigener Zusammenstellung; Lijphart 1999, 313-
314).
20 Roe v. Wade, 410 U.S. 113, 1973.
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